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Bgm .Seitz eröffnet die Sitzung um 5 Uhrnachmittags .
OhneDebatte werden erledigt Anträge betreffend BewilligungeinesEhrenpreisesfür den Albert - Dürerbundim Betrag von S 500betreffendden

BauvonHauptunratskanälenimXBezirk ,ferner Flächenwidmungs-undBe¬
bauungspläne für sen XXI .ündXI. Bemirk .

Vizebgm .Emmerlingreferiert über die AbänderungderTarifbe¬
stimmungenfür die Strassenbahn ,Spadtbahn und den Autobus sowie dieein¬
schlägigen Anträge,über den Antrag betreffend die Einstellung der Fahr - ¬
begünstigungen für Gemeindefunktionäre und über einen heute als Nachtrag
vorliegenden Antrag ,die den Angehörngen der Angestellten und Bedienste - ¬
ten der städtischen Strassenbahnen und den Pensionisten derstädtischen
StrassenbahnenzuerkannteFahrpreisermässigungdahin abhnändern ,dassdie
Fahrpreisermässigung für Frühfahrscheine und für Zeitkarten mit 331/3
Prozent ,für Fahrscheine im Tarifgebiet II mit 33 1/3 Prozent von denPrei¬
sen der Schaffnerfahrscheine und der Tagesfahrpreis im Tarifgebiet I
mit 20 Groschen festgesetzt wird und dass diese Bestimmungen für die Ange¬
hörigen am . Marz ,für die Pensionisten am 1 .April 1933 in Kraft treten .
Vizebgm .Emmerling erinnert daran ,dass er sowohl anlässlich der Beratun¬

gen des Rechnungsabschlusses für 1931 Afie des Voranschlages für 1933kein
Hehl daraus gemacht habe ,dass es im Jahr 1933 unbedingt notwendigsein
wird ,durch tarifarische und sonstige Massnahmenden Haushalt derStras¬
senbahn in Ordnung zu bringen . Wirhaben im Jahr 1929 die letzte Tarifer¬
höhung von 28 auf 32 Groschen füreden Tagesfahrschein vorgenommenundha¬
ben damals angenommen ,dass sich wesentliche Aenderungenin derFrequenz
nicht mehr ergeben werden .Die katastrophale Verschlechterung der Wirt¬

schaftslage hat alle unsere Berechnungen über den Haufen geworfen .ImJahre
1929 gab es 82 . 000Arbeitslose in Wien ,im Jahre 1933 gibt es 160 . 000 .
Das bedeutet Millionenverluste für die Strassenbahnen .Wenn wir für das

Jahr 1933einen durchschnittlichen weiteren Frequanzrückgangvon9Prozent
annehmen ,so ergibt sich gegenüber dem Jahr 1929 ein Frequenzrückgang von
nicht weniger als 30 Prozent .Dass sich der Fpequenzrückgang bei uns nicht
so stesweise wie z ,B .in Deutschland vollzog und dass er einigermassen
aufgehalten wurde ,ist dem Umstand zu verdenken ,dass unser Tarif ein
sozialer Tarif ist ( Lachenund Widerspruch bei den Chr . soz .undNat . soz . )
Unser Tarif ist der sozialste ,den irgendeine Grosstadt Hat .Man sagt uns

immer ,wir sollen einen Kurztarif einführen ,Da mussfestgestellt werden ,
dass nicht wir ,sondern schon die frühere Verwaltung den Kurzstreckenta¬

rif aufgehoben hat ,dass wir also das Tarifsystem übernommen und es nur

ausgebaut haben .NachAnsicht erfahrener Tarifeure wäre in der Zeitsin¬
kender Frequenzder UebergangzumKurzstreckentarif ein SprunginsDunkle¬
und das finanzielle Effekt wäre gleich Null .Eg wäre auch unsnatürlich
angenehmer und es wäre auch einfacher gewesen ,es bei den bestehenden
Begünstigingen zu belassen und nur die Tagesfahrkarten zu erhögen .Darin
liegé aber eine grosse Gefahr ,da wir .aus unseren Erfahrungen fomJahre
1929 wissen ,dass sich die Apwanderung zu den begünstigten Tarifen vor alle
vom Tagesfahrschein vollzieht .Wir haben uns daher entschlossen ,die begünst
ten Fahrkarten zu erhöhln und zwar ungefähr um 2 Groschen pro Fahrt .
Der Durchschnittsfahrpreis der jetzt 22 ' 08Groschen beträgt ,wird
durch die Erhöhung auf 22 ' 96Groschen steigen ,das ist eine mässige Er¬
höhung .Wir erwarten uns von den tarifarischen Massnahmen ein Mehrerträg¬
nis von 3 1/2 Millionen .Vizebgm .Emmerling erörtert sodann die beantragten
tarifarischen Aenderungen für den Autobus und ersucht die beantragten
Aenderungen anzunehmen( Lebh .Beifall . . Mehrheit ) .

St . . Kunschak( chr . soz . )verweist darauf ,dass seit Jahrendie
Bilanz der Strassenbahnen sehr bedeutende Abgängeaufweist .Uchhabe /schon
anlässlich der Budgetdebatte darauf aufmerksam gemacht ,dass dieser Zustand
ganz unhaltbar ist ,und habe auch darauf hingewiesen ,dass die uns vorgeleg
Bilanz und Bedeckung eine Unwahrheit darstellt ,weil auf das Defizit
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der Strassenbahn ,für das die Gemeindehaft bar ist ,darin keineRücksicht
genommen wird .Der Finanzreferent hat damals kein Wort der Aufklärung hin¬
sichtlich der Bilanz der Strassenbahn gesagt .Man durfte daraus den Schluss
ziehen ,dass .manden finanziellen Sgandal bei der Strassenbahn auchim
Jahr 1933 fortzusetzen gedenkt „ ündwurde in dieser Annahmedadurch Gestärkt ,
dass der Antrag gestellt wurde ,das voraussichtliche Defizit wieder auf
neue Redhnung zu übertragen .Unterdessen scheinen den Herren der Mehrheits¬
oartei aber doch die Grausbirnen aufgestiegen zu sein und sie haben sich
entschlossen ,an eine Sanierung der Strassenbahnen heranzutreten .Nach den

und vorliggenden Ergebnissen muss man allerdings feststellen ,dass sie

sich dabei nicht besonders abgestrengt haben .Sie haben den denkbar einfachs
ten Weg gewählt ,der aber durchaus nicht der vernünftigste ist ,einfach
die Tarife zu erhöhen und die Erhöhung solange fortzusetzen ,bis . :das

gewünschte Ergebnis herauskommt .Wann man berücksichtigt ,wie grosspre¬
cherisch sie da waren ,so ist das Ergebnis doch ein wenig blamabel für sie .
Die Erhöhung ist eine sehr gründliche .Bon einem sozialen Einschäag in
den Tarif ist im Gegensatz zur Behauptung des Referenten sehr wenig zu spü¬

ren und soweit solche Merkmale vorhanden sind ,wurden sie von der früheren
Verwaltung über nommen .Den ermässigten Frühfahrschein hat es auch früher
gegeben und Sie haben sich keire Mühe gegeben ,den Tarif mit sozialem
Geist weiter zu erfüllen ,wozu Mie eigentlich verpflichtet wären ,dasie
an den Tarifen der früheren Verwaltung kein gutes Haar gelassen haben .
Wie gründlich die Tarife der Strassenbahnen innerhalb der letzten Jakre
erhöht worden sind ,ergibt sich daraus ,dass sich innerhalb 8 Jahren er - ¬

höht haben die Kinderfahrscheine beim Schaffner um 300 Prozent ,die Kinder¬
fahrscheine im Vorverkauf um 600 Prozent ,die Schülerf ahrscheine um200 ,
die Frühfahrscheine um 91 ,die Tagesfahrscheine um 93 3/1 ,die Hin -und Rück
fahrscheine um 79 ' 59 ,die Wochenkarten um 82 ' 6 ,die Zeitkarten um 91 ' 9 ,die
Monatskarten und Netzkarten um den gleichen Prozentsatz ,die Streckenkarten
für zwei Teilstrecken um 108 L/3 ,für 3 bis 5 Teilstrecken um 96 und darübe
hinaus um 91 Prozent . DieseErhöhungen können sich schon sehen lassen und
sie gewinnen noch dadurch an niederdrükkender Wucht ,dass die Verhältnisse .
von heute sich gegenüber jenen vom Jahre 1921 katastrophal verschlechtert
haben .Solche Tatsachen nimmt man einfach zur Kenntnis .Wir sind aber nicht
in der Lage den Antäägen unsere Zustimmung zu erteilen ,sondern müssen
gegen die beabsichtigten Massnahmen den allerschärfsten Einspruch erheben .

Wie ist es nun zu dem ungeheuren Eefizit der Strassenbahn ge¬

kommen .Da gibt die Strassenbahn an Arbeitslose im Jahr rund 50,000 . 000

Freifahrscheine aus und bekommtdafür von der Gemeindejährlich 50 . 000S .
Gegen diese Begünstigung wird niemand eine Einwendung erheben .Aberdie
Kosten hiefür wären von der Gemeindezu bazahlen . Denn die Strassenbahn ist

kein Wohlf ahrtsunternehmen ,sie hat auch keine sozialen Pflichten zu
erfüllen ,sie ist ein Geschäftsunternehmen ,das so geführt werden muss ,da
das Verle hrsbedürfnis begriedigt und die Bevölkerung nicht übermässig
belastet würd . DieStrassenbah müsste daher für die Leistungen an die
Arbeitslosen voll entschädigt werden .Der Betrag von 50 . 000Schilling für
50 Millionen Fahrten ist ein lächerlich geringer Betrag .Diegesamten
städtischen Angestellten geniessen Fahrtermässigungen .Auch dagegen ist
nichts einzuwenden .Nur müsste manwissen ,wer diese Fahrermässigungengib
ob die Strassenbahn oder die Gemeindeals Dienstgeberin .DieseBegünstigung
bilden einen Bestandteil der Löhne und Gehälter der städtischen Angestell¬
ten und eine Kürzung dieser Ermässigungen ist daher eine Lohn -und Gehäåts
kürzung ( Lebh .Beifall b .d .Chr . )Diese Lohnkürzung müsse die Gemeinde tragen
nicht aber die Strassenbahn .Die daraus den Strassenbahnen erwachsene
Belastung ist eine gigantische ,Zu einem grossen Teil ist die xchlechte
Lage der Strassenbahnen auch auf eine schlechte r Betriebsführung zu¬

rückzuführen .Eine solche Verlotterung der Intervalle und der Linien¬instratierung ,wie sie jetzt besteht ,spottet einfach jeder Beschreibung
( Lebh .Beofall b .d .Chr . )
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Sie ist nur möglich geworden ,weil Sie als sogenannte ,Demokraten dieses
Kapitel der städt .Verwalung der Kontrolle des Gemeibderates und der

Ohffentlichkeit entzugen haben .Ich könnte viele Beispiele anf hren ,
das Himmelschreiendsteist wohldie Auflassungder - Linieüber denRing .
Es hat ja keinen Sinn ,Ihnen Ihre Sünden vorzuhalten ,denn dassSie
imkurabel und unbekehrbar sind ,wissen wir ja leider Gottes schonlange .auch
Diese Zstände wirken sich .finanziell ungünstig auf die Strassen - ¬
bahnen aus ,1 pie jeder feststellen kann ,wenn er sich den gänzlich
unzulänglichen Strassenbahnverkehr in den Abendstunden ansieht .Vielleicht
wird man mir entgegenhalten : Was gehen uns die Leute an ,die noch Geld für
Theater und Konzerte haben ?Vom sozialdemagogischen Standpankt könnte

man se etwas begründen ,aber für die Strassenbahnen ergibt sich dadurch
ein grosser Einnahmenverlust .( Lebhafte Zustimmung bei denChrist . soz . )

Sehr merkwürdig und aufklärungsbedürftig ist die Tatsache
dass die Kilometernutzleistung fortgesetzt . .und dabei derStromver - ¬
brauch immer mehr steigt .Von 1928 bis 1931 ist die Kålometerleistung
um 17 . 4Prozent gesunken und der Stromverbauch um 15 Prozent gestiegen .
( Hört! Hört !bei denChristl . soz . )Da. . . .kannirgendetwasnichtstimmen

und ich bitte den Referenten umAufklärung .
Wann der Referent darauf hingewiesen hat ,dass

das heutige Trifsystem vonder
früherenVerwaltungübernommenwordenist ,so wirkt eine solcheAusrede
geradezulächerlich .Die Herrenhabenja versprochen,alles zuverbhssern ,
was unter den Crhristlichsozialen schlecht gewesenist .Die Einführungdes
Einheitstarifes warnatärlich nur ein Versuchundes wurdeschondamals
ausdrücklich erklärt ,dass abzuwartensein werde ,wie sich dieser Versuch
finanziell und betriebstechnisch auswirkt .Nunhat sich gezeigt ,dasser
sich vomStandpunkte der Strassenbahnfinanzen und Verkehrs imAllgemeinen
eben ungünstig auswirkt .Bamalswarenschliesslich auch anderewirtschaft¬
liche Verhältnisse und die Menschenmusstennochnicht jeden Groschendrei¬
malumdrehenwie heute .Wennder Referent berechnethat ,dass einZwanzig-¬
groschentarif für kurze Strockenim Endeffekt keine Mehreinnahmeergeben
würde ,ist das doch kein Argumentgegen seine Einführung,sondern spricht im
Gegenteilfür unserenStandpunkt.WennSieaberdenLeutendieMöglichkeit
bieten würden ,vonder Peripherieder Stadt bis zumRingumZwanzigGroschen
zu fahren ,würden Sie eine UnmengeMenschenwieder der Strassenbahn zuführen
und sicherliche auch Mehreinnahmenerzielen .

Gegendie Reduzierungen der Begünstigungen für Gemeindefunktio - ¬
näre habenwir nicht das Geringsteeinzuwenden .Aberes gibt nocheinen
Kreis von Fahrgästen ,deren Fahrbedürfnis durch denPersonenkraftwagen¬
verkohr der GemeindeWienbefriedigt wird .( . Beifall bei denUhm. soz . )

Auchdie obersten Funktionäre der Gemeindesollen hier ein gutesBei - ¬
spiel geben .Ich bin gewiss nicht so domagogisch ,zu verlangen ,dass die
Funktionäreder GemeindeWienzu Fussgehensollen ,undich weiss ,dass
der Bürgermeister einer Millionenstadt auch Repräsentationspflichten hat .

Aberich habodasGefühl ,dassdarüberhinauszuviele Automohilevorwendet
werden .( Zustimmungbei denChristl . soz . )DenUmfangdes Zuvielkannich
nich beurteilen und ich beantrage daher den amtsfütrenden Stadtrat für
Finanzenzubeauftragen ,denUmfangdesstädt .Personenkraftwagenbetriebes
derHoheitsverwaltungundderstädt .Unternehmunggaufseineünerlässlichkeit
zu überprüfenundmitdenwirtschaftlichenVerhältnissenimallgemeinenund
jenenderGemeindeimBesonderenin Einklangzubringen .UeberdasErgebnis
ist demGemeinderatspätestensin 4 Wochenzuberichten.
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StR .Kunschakschliesst :MeinePartei ist solangeausser¬
stande ,Tariferhöhungenzuzüstimmen ,als die Tarifpolitik undVorkehrs-¬
politik der Gemeinde nicht in vernünftige Bahnen gelenkt wird .( Lebhafter
Beifall bei den Christl .soz . )

GR . ,Prinkg )chr .soz . )erklärt ,dass dieitariferhöhung ,
die der Gemeinderatheutebeschliessensoll ,eine neuerlicheVerschäffung
der Kriseherbeiführenwird ,die durchIhre Verwaltung ,durchIhrSystem
in Wienhervorgerufen wurde .Diese Tariferhöhung zeigt aber auch denZu- ¬
sammenbbuchIhres Systems .UmIhre Herrschafthier imRathaushaltenzu
können,habenSie Wahlzuckerlgegeben ,jetzt vonder Bevölkerunghonoriert
werdensollen .Die Geschenke ,die Sie einemTeil der WienerBevölkerung
gegebenhaben ,sindimmerzuLasten- in diesemFalle- derStrassenbahn
gegangen .Die ausgeblutete Wirtschaft wird nun neuerlich belastet ,ohne
dassdie Hoffnungbesteht ,dassdie geplanteSgnierungderstädt .Strassen-¬4

bahnengelingt .DerStrassenakhnWürdeimmerals ein GradmesserderWirt¬
schaft angesehen ;bisherhat nochjede Tariferhöhungeine Verteuerungdes
Lebensin WienzurFolgegehabtundso wirdes auchdiesmalsein .DieWie-¬
ner Bevölkerung ,derenKonsumkraftohnehinschonsehr geschwächtist ,
wird neue Opferauf sich nehmenmüssen .Die Tariferhöhung ,die Sievor - ¬
nehmenwollen ,trifft nur die arbeitenden Menschenund derenFamilien ;
die neuo Fariferhöhung ist unsozial ( Beifallbei den Christ .soz .) ,wes - ¬
halb wir sie schon aus diesem Grundeablehnenmüssen .

DerRednerlegt der Gemeindeverwaltungnahe,ander Fragedes
Zonentarifesnichtinteresselosvorbeizugehen,undgibtderMeinungAusdfuck,
dassdurchdie EinführungdesZonentarifesbestimmteine Verstärkungder
FrequenzderStrassenzöhnenherbeigeführtwerdenwird .Siekämpfengegen
denFrequenzrückgangmit ganzverkehrtenWaffen .FürSie gibt es nurBe- ¬
triebseinschränkungen und Verlängerung der Intervalle .Alles das sind ganz
gegenteilige Massnahmen ,umden Frequenzrückgangaufzuhalten .Dazukommtnech
dassderWagenparkfast überhauptnichtzurReparaturkommt,dassderZu-¬
standderWagenviel zuwünschenübriglässt ,ja mankannsagen ,dassman¬
cher StrassanbahnwageneinemColoniakübelgleicht .Sio aber sindunbelehr¬
bar ,Sie haltenan IhremSysøtemfest undso wirdauchder Weg ,denSiegeher
zurKatstropheführen .Wiederzeigtessich ,dassSienichtimStande
sind ,eineVerwaltungin geregeltenBahnenführenzukönnen,wiederzeigt
es sich ,dassinfolgeder VerlotterungundIhrer parteipolitischenUmtriebe
in denUnternehmungenes unmöglichist ,zu einer geregeltenfinanziellen
Gebarungzukommen.DieneuenOpfer ,dieSiederBefölkerungjetztwieder
auferlegenwollen,sindganznutzlosundwirwerdenineinigerZeitwieder
imGemeinderatüberSanierungsmassnahmenberatenmüssen.Ausallendiesen
GründenmüssenwirdaherIhreVorlagenablehnen.( BoifallbeidenCrhistl.

soz . )
GR .Dr .Hanke( gant .sez . )stellt fest ,dass am22 .Dezember

desVerjahresVizebürgermeisterEmmerlingdie Lagebei denstädt .Strassen .
bahnen besprochen und erklärt hat ,dass zur Verminderungdes Defizites ein¬
schneidende Massnahmengetroffen werdenmüssen .Am23 ,Dezemberaberhat
die Mehrheitdieses Hausesden Wirtschaftsplan der städt .Strassenbahnen
genehmigt ,ohnedass jemandetwas vonden zu treffenden Massnahmengewusst
hat .Ich kannnur feststellen ,dass Ihre Massnahmennicht nureinschneidend,
sondernauchumfassendsind ,SiehabenjedeMöglichkeitausgeschöpft .Dies
konntenSie ums,oleichter tun ,da IhnenimGegensatzzumBundeeine will- ¬
fährigePersonalvertretunggegenübersteht,eineUnternehmergewerkschaft,die
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die Bezeichnung : gelbe verdient .( Rufe bei den Nat .sez . :Arbeiterver - ¬
räter . )

Die Mehrheit benimmt sich heute auch nicht anderes als irgend ein
Industriekapitän ,Bankgewaltiger oder Er sparungskommissär .Sie hat frü - ¬
her gegen Massnahmengewettert ,die sie jetzt selbst trifft .Auf derEin - ¬

nahmenseite ist ihr nichts anderes eingafallen als das alte Rezept ,
die Tarife zu erhöhen .Sie geben vor ,die Interessen der Arbeiten und
Angestellten zu vertreten und erhähen gleichzeitig den Preis der Wochen- ¬
karten .Ist das im Einvernehmen mit der Arbeiterschaft geschehen ?

Auf der Ausgabenseite haben Sie die grossartige Entdeckung gemacht ,dass
man am besten spart ,wenn man die Bezüge des Personals abbaut .Da ist nicht
der mindeste Unterschied zwischen hnen und igrndeinem Kapitlalistenknecht .
Sie legen ein Kürzungsprogramnimeiner solchen Fülle vor ,wie es nochnie
da war .Dabei hændelt es sich um lauter alterworbene Rechte desPersonals .
Sie haben immer in aufdringlicher Weise von Ihrer Tüchtigkeit gesprochen .
Jetzt könnten Sie einmal Ihre Tic htigkeit unter Beweis stellen .Können Sie
das nichts ,so sind Sie nichts als Kon ödianten ( Lebj .Beifalg . d .Nat .soz . )
Kein neuer Wegwurde versucht und nicht eine Massnahme getroffen ,die dem
Frequenzrückgang steuern könnte .Ueber unsere Anregung wegen Einführung eines
Zonentarif ist maneinfach hinweggegangen .Die KürzungdesPersonalaufwands
ist von der grössten Bedeutung ,nicht nur für die betroffenen städtischen

Angestellten ,sondern für die gesamte Beamtenschaft .Die Mehrheit ist
auf dem besten Weg ,die Gehalte der städtischen Angestellten denSchand¬
löhnen der Bundesangestellten anzugleichen .Sje bewirkenmit Ihren Mass¬
nahmen ,dass die Hoffnung der Bundesangestellten auf eine Besserstellung ,
die mit Rücksicht auf das bessere Gehaltsschema der Gemeindeangestellten
nicht aufzuhalten gewesen wäre ,zunichte wird . DieMehrheit dürfte unter
keinen Umständen personalfeindliche Massnahmen treffen ,denn sie gibt ja
immer vor ,im Namen aller Angestellten und Arbeiter zu sprechen .Heute ver¬
sucht man ,das Defizit der Strassenbahnen zu decken ,Wann werden Sie zu der

katastrophalen Finanzlage der GemeindeStellung nehmen ?Es ist ein offenesei em nichtGeheimnis ,dass die Steuereingänge in :von Ihnen/erwarteten Mass zu¬
rückgegangen sind .Der Voranschlag ist bereits jetzt überholt .Stadtrat
Breitner ist wirklich zur rechten Zeit zurückgetreten .Dije Situation wird
immer unhaltbarer ,Wien ist die letzte Verteidigungsstellung ,die der
Marxismusbezogenhat .In dieses Bollwerklegen Sie durch Ihrepersonalfeind¬
lichen Massnahmen selbst neue Bresche .Wir sind überzeigt ,das s die so¬

zialdemokratische Mehrheit ihr demokratisches Gewissen beruhigen wird ,weil
sie die Befragung des Volkes scheut .Das Volk von Wien fordert aber Neu - ¬

wahlen und auf die Dauer werden Sie sich dieser Forderung nicht verschlies¬
sen können ( Lebh .Beifal ,. . Nat .soz . )

Bürgermeister Seitz machtdarauf aufmerkaam ,dass nach § 30der
Geschäftsordnung die Verlesung schriftlicher Vorträge nur demBericht¬
erstatter und den Debatterednern nur die Verlesung kurzer Zitate gestattet
ist . Erbittet die .Redner ,sich an diese Bestimmungwenigstenseiniger¬
massen zuhalten .

GR .Pichler ( Nat . soz . ) bemerkt ,es sei bezeichnend ,dassVizebügm .
Emmerlin von den Massnahmen ,um die es sich handelt ,zuerst die jüdische
Presse verständigt hat .Vier Tage vorher tagte der Ausschuss 8 ,ohnedass
man ihm mit einem Worte davon Mitteilung gemacht hätte .Bie Massnahmen wurde
einfach diktatorisch vom Vizebgm .im Einvernehmen mit den Strassenbahn¬

direkteren getroffen .Das zeigt ,wie recht unser Gauleiter hatte ,als er
die Vorgänge hier im Gemeinderat als Komödieund Affentheater bezeichnete .

Bgm .Seitz ersucht den Redner ,sich zu mässigen .

GR Pichler weist sodann darauf hin ,dass das Defizit der Stras¬
senbahnen nur dadurch entstanden ist ,dass ihnen Lasten auferlegt wurden ,
die ihnen nicht zukommen . Esist selbstverständlich ,dass den Arbeitslosen
Freifahrscheine gegeben werden ,aber nicht die Strassenbahnen hätten diese
Last zu tragen .Die Gemeinde leistet heute für einen solchen Fahrschein
ein Sechstel Groschen .Ebenso unberechtigt ist es ,dass die Strassenbahn
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die Fahrpreisermässigungfür die städtischen Angestelltenzu tragenhat .
Oderwasdie Strassenbahnfür Byükkeninstandsetzungenleistet .Fürdie
Friedensbrücke hat sie 2 1/2 ,für die Augartenbrücke3 Millionenbeigerra - ¬
gen und für die Reichsbrückesoll sie 23 Millionen bezahlen !AuchdieBudget
anderer Rsseorts müs ;an diese Lasten übernehmen .Was die Schneesäube¬

rung die Strassenbahn angeht ,weiss kein Mensch .Dazukommt ,dassdie
Strassenbahnder Gemeindeeine UnzahlvonPersonenautomabilenbeistellt .
Solange alle diese Lasten der Strassenbahn auferlegt werden ,ist dasDefi - ¬
zit selbstverständlich .Manverteile diese Lasten auf die Budgets der ein¬
zelhen Verwaltungsgruppen und das Defizit der Strassenbahnen wirdwahr¬
scheinlich gänzlich verschwinden .Wasdie Fahrprei serhöhungbetrifft ,si
ist es eine Binsenwahrheit ,dass manmit Verteuerungenkeine Kunden .o “
anlgkt ,wie das Beispæel der Bundesbahnen zeigt .Der Redner verangt die
EinsetungeinesUntersuchungsausschusses ,derzuüberprüfenhätte ,wiehoch
die Kostenaller Fahrpreisbegünstigungenseit 1918sind undob diegeplan-¬
ten Tarifmassnahmennötigsind .EineUeperprüfungder übrigenSparmass¬
nahmenbei der Strassenbahn würdewahrscheinlich ergeben ,dass dieseMass¬
nahmenauf Kostender Substanzgehen .Dassdie Natio nalsozialisten gegen
jede Gehalts - und Lohnkürzungvon Angestellten sind ,ist selbstverständlich
DerRednerwendetsich sodanngegendie BehauptungdesST. R.Speiser ,dass
die beabsichtigtenPersonalmassnahmenvomPersonalgebilligt werden .Dn
einer Versammlunh ,die am Mittwoch im alten Rathaus stattgefunden hat ,
und die von350 Strassenbahnernaller Parreirichtungen besucht war ,wurde
der PersonalvertrezungdasMisstrauenausgesprochen( HörtHörtbei d .Nat. )
Bezeichnend ist es auch ,dass vor demAbschluss der Verinbarungen mitdem
Personal erklärt wurde ,wer dagegensei ,könnenur einNationalsozialist
sein .Die schlechte Lageder Strassenbahnenwird einfach alsDruckmittel
für Lohnkürzungenbei allen Gemeindeangestelltenbenützt .DerEntzugder
Begünstigungen für Gemeindefunktionäre ist angesichts des geringen Betrages
bei dengrossenBeträgendie hereinzubringensind ,eineAugenauswischerei.
Wir haben dasselbe verlangt ,solange noch keine Tariferhöhungen geplant
waren .Wir beantragen jetzt ,dass auch den Bezirksräten : .die Fahrbe - ¬
günstigung entzogen werde .ZumSchlusse erinnert der RednerdenBürgermeiste
an ein Wort ,das dieser gesprochenhabe ,dass er,wenn manihn zu einerMass¬
regelung zwingen würde ,seinen Posten verlassen würde . Wirwerdenden
Nachweis für zahlreiche Terrorfälle städtischen Angestellten gegenüber
erbringen und werdenden Bürgermeister an sein Wort erinnern ( Lebh .Beifall
b .d .Nat . )

Bgm. SeizzlädtdenGR,Pichlerein ,wennihmeinFallekannt
sein sollte ,bei welchemnachgewiesenwerden kann ,dass jemand imBereic .
der Gemeindeverwaltungwegenseiner politischenGesinnungSchadener¬
litten hat ,ihm diesen Fall sofort bekanntzugeben

GR .Dr .Zörnlaib ( christl .soz . )meint ,die Bevölkerung
Wiens,ohne Unterschied der Parteizugeh rigkeit ,werde der sozialdemokra¬

tischen Gemeindeverwaltung für die vorliegenden Anträge keinen Dank
wissen .Diese Anträge bweisen ,dass die Leitung eines Unternehmens durch
die Sozialdamokratie immer ein wirtschaftliches Debakel zur Folge hat .

kiinzung schreitWennein Privatunternehmerzu einer PreiserhöhungoderLehn
dann versteht es die sozialdamokraitsche Partei vorzüglich ,ihre Damagogie
in den schillerndsten Farben spielen zu lassen ,vomkapitalistischem
Mammonismus zu reden und sich als Hüterin der ausgebeuteten und bedroh¬

ten Bevölkerungsschichten aufzuspielen .Dort aber ,wo Sie selbst durch
Misswirtschaft ein Unternehmen an den Rand des Abgrundes bringen ,sind
Ihnen die kapitalistischen Methoden der Preiserhöhung und Lohnkürzung sehr
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willkommen .Sie haben nur eine andere Ausdrucksweise dafür undbezeichnen
sie als Opfer im Interesse der Gesamtheit .Sie abpelieren dann in wunder¬
barer Schauspielerei an die Bevölkerung und sagen ,dass manjetzt Opfer
im Interesse der Gesamtheit bringen muss . .Heute verlangen Sie aberauch
von uns Crhistlichsozialen ,die wir an demRiesendefizit derStrassenbahne
wahrlich unschuldig sind ,das .Opfer ,diesen Opfern der Bevölkerung undde
Angestellten zuzustimmen .Wir lehnen das aus drei Gründen ab :

Erstens deshalb ,weil Sie bei den Strassenbahnen ganzallein
gewirtschaftet haben ,chne auf unsere Einwendungen irgendwie zuhören .
WennSie allein alles verwirtschaftet haben ,müssenSie nunauchallein
die Verantwortung für die Folgentragen .

Zweitenslehnen wir Ihre Anträgeaus reinwirtschaftlichen
Gründen ab ,da wir überzeugt sind ,dass Ihre Tarifpolitik nicht zuerner
Erhöhung der Einnahmenführen kann ,sondern dass eine Erhöhung derTarife
bei denjetzigenVerhältnissenimGegenteileineVerringerungderEinnahme
zur Folge haben muss ,da schon der heutige Tarif weit über dieLeistungs¬
fähigkeitder Bevölkerunghinausgeht .ObwohlSie in IhremProgrammimmer
das soziale Momentso hervorheben ,finden Sie es nicht einmal der Mühewor
eine neue Terifpolitik zu versuchen ,sondern greifen einfach zu dembequer
aber falschen Mittel ,Tariferhöhungen und Lohnkürzungenvorzunehmen .

Drittensaberhabenwir auchgar keineUnterlagen ,umzu
prüfen ,ob der jetzt unternommene Sanierungsversuch auch wirklich eine

Sanierung und eine aktive Bilanz herbeiführen wird .( Zustimmungbeiden
Gristl .soz . )Unsliegt nur der VerwaltungsberichtunddieBilanzüber
das Geschäftsjahr 1931 vor und ich habe den Eindruck ,dass dieseBilanz
ein wenigfrisiert ist .AbgesehenvondenVerlustvorträgender Jahre1925
bis 1929unddemGebarungsabgangvon1931mit etwasüber 70Millionen
sehe ich hier bei der Bewertung der Anlagewerte - Gründe ,Gebäude ,Masch
und Werkanlage ,Gleisanlagen ,Wagenpark ,. . w.- Millienen Ziffern ,
an derenRichtigkeit ich nicht glaube ,nachmeinerMeinungaber auchder

Herr Vizbürgermeister Emmerlingnicht glaubt .WennSie aber vondiesen
Ziffernnur 20Prozentabschreiben ,ergibt sich ,dasseigentlichdas
Unternehmerkapitalschon zur Gänzeverschwundenist .Dabeidürfte dasBi
für das Jahr 1932nochdüsterer sein .Ich will nicht annehmen ,dassSie
uns dieses Bild absichtlich noch nicht gezeigt haben ,aber eine ArtRoh¬
bilanz über das Jahr 1932 hätten Sie uns wohl schon geben können ,damit
prüfen könnten ,ob Ihr SanierungsversuchüberhauptnocheineSanierung
genannt werdenkann ,Ich habe als AnwaltKlienten ,die weit bessereBilan

aufweisen konnten als die städt .Strassenbahnen und doch sehrunangenehme
Bekanntschaft mit der zur Strafverfolgung berufenen Behörde machenmusste
Danken Sie Gott, ,Herr Vizebürgermeister Emmerling ,dass Sie Landtagsab - ¬
geordneter und als solcher immunsind ,

Ich habe nur die Hoffnung ,dass Ihre Anträge dieBevölkerung
Wiens zur Einsicht bringen werden ,dass man mit der sozialdemokraiischen
Partei nicht nur in der Strassenbahn ,sondernüberhauptnicht gutfährt ,
und dass Sie kein anderes Schicksal verdienen ,als aus diesemSaalezu
verschwinden .Wir christlichsozialen Mandatarewerdennie davonablassen .
dår WienerBevölkerungdie Wahrheitüber Ihre Verwaltungzu sagen undich
bin überzeugt ,dasswir - nicht Sie - mitdemErggbnisIhrer Tätigkeitbei
den nächsten Wahlen zufrieden sein werden .( Beifall bei den Chr .soz .) .
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GR.Dr .Riehl( nat .soz .)bezeichnetes als eineder
heiterstenErscheinungenderpolitischenGeschichteOesterreichs ,dassdie
Sozialdamokraten die wirklichen oder vermeintlichen Fehler derBundes- ¬
verwaltung ,über die sie sich immerfurchtbar aufregen ,dort ,wosiedie
Verwaltungselbst führen ,genauin der selben Weisemachen .Denkommer-¬
zialisierten Bundesbahnen werfen sie immer vor ,dass sie das Publikum
und das fersonal nicht genügend berücksichtigen .Bei denStrassenbahnen
aber nehmenSie einen Standpunkt ein ,der mit Ihrem eigenenProgramm
und Ihren eigenen Grundsätzenin schreiendemWiderspruchsteht .

Schonvor30Jahrenwurdein demBuche" DerKommunalsozial4s
mus" der Grundsatzaufgestellt ,dass die öffentlicheVerkehrsunternehmun¬
gen niemalsvomStandpunkteines kommerziallenUnternehmens ,sondernaus- ¬
schliesslichvomGesichtspunkteder sozialenBedürfnisseder breitenMasse
der Bevölkerung verwaltum .werden dürfe .Insbesondere bei städt .Verkehrs - ¬

mitteln dürfe manniemals sagen ,dass das Unternehmensich selbst erhalten
müsse ,sonderndieseUnternehmungenstellten ,Sozialfürsorgeinstitute
für dieBevölkerungdar .Heuteaberist IhnendieHauptsache,dassdie
städt .StrassenbahnenkeinesfallseinenZuschussseitennderGemeinde
erferdern dürfen .Dasist ganz falsch :Die städt .Strassenbahnensind
eine der wichtigsten Betätigungender Komunalwesensüberhaupt .
Es handelt sich bei den Strassenbahnen umein Problem desöffentlichen
Wohlsundnicht umeine Frageder kommerziellrichtigen Gestion .Die
Strassenbahnen sind genau so ein Faktor der allggmeinenstädtischen
Verwaltungwiedas Fürsorgewesenundes ist daherganzfalsch,sieals
selbstständiges wirtschaftliches Unternehmen zu führen .Die Strassenbahn
interessiert die Stadt als solche und das ganze Wirtschaftsle bender
Stadt .Eine ganze Anzahl von Gewerbetreibenden und sonstigen Unternehmun¬
gen ,die ihren Angestellten die Streckenkarten zahlen ,werden sich nach der

Erhähungweigern ,diesen Sprung mitzumachen . Esist gewissrichtig ,
dass die ganzenFragendes Verkehrsproblemsunserer Inneren Stadtjede
Verwaltung vor grosse Schwierigkeiten stellen .Und es wäre eine wirt¬

schaftsrevolutionäre Tat gewesen ,wenn sich die sozialdemokratische
Verwaltung entschlossen hätte ,den Verkehr zumTeil durch die Innere
Stadt bezw .unter der Inneren Stadt weiterzuführen .Manwird heuteerklär¬
ren ,es fehle dazu an dem nötigen Gejd . Aperals die Mehrheit die Stadt - ¬
verwaltung übernommen hat ,wäre die Mgglichkeit dazu schon vorhanden

gewesen .Statt dessen haben Sie sich durch den Autobus selbst Konkurrenz

geschaffen ,indem Sje den Autobus auch über den Ring hinausgeführt "
und ihn passive Strecken zugeführt haben .Man hätte alles tum müssen ,um

die Strassenbahnen zu entlasten . Mpattdessen will manGerechtigkeit
nach allen Seiten üben ,indem man allen Kreisen der Bevölkerung die grösst¬
Opfer zumutet .Das inzige von allen gepaånten Massnahmen ,was mannoch
loben kann ,ist ,dass wenigstens eine Erhöhung des 32Groschenfahrscheines
vermieden wird .Aper die Mehrheit wird über die Frage eines geringeren

Tarifs für eine geringere Beanspruchung der Strassenbahn hicht hinweg¬
kommen .Das soll nicht auf Kilometer beschränkt werden,es sollte vielmehr
ähnlich wie in Berlin ein vereinfachtes Umsteigverfahren durchgeführt

werden ,sodass man für das einmalige Umsteigen wen iger zahlz als für mehr¬

maliges Umsteigen .Dadurch würde auch die Inanspruchnahme der Schaffner
geringer werden und eine Apwanderung würde nicht stattfinden .Sie protzen
so viel mit Ihrem billigen Tarif .In Wirklichkeit fährt man in Berlin und

Budapest allenings auf kürzeren Strecken billiger als in Wien .
Man will auch dadurch die Ausgaben verringern ,dass man den Strassenbahne :
wohlerworbene Rechte wegnimmt ,wie = süberhampt ein Charakteristikum unsere
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Zeit lat ,sich iber den Grundaatehinvegsuserzen,dasspragmebischen
Angestellten Begünstigungen nicht weggenommenund Lasten nicht auferlegt
werden dürfen ,die sie bisher nicht gehabt haben .Das mag bei Neuanfnah¬
men berechtigt sein ,geht aber gegenüber pragmatischen Angestellten oder
gar Pensionsparteien nicht an .Man spart an allen möglichen Dingen ,andene
nicht gespart werdensoll . Mansehe sich z ,B .die Schneesäuberungan !
Heute zum B .werden keine neuen Schneearbeiter eingestellt ,sondern nur
diejenigen beschäftigt ,die schon gestern beschäftigr waren .ZumB .in
der Zedlitzgasse stehen seit etwa 4 Uhr früh 600 Leute und warten umsosnt ,
dass sie ein paar Schillingg verdienen ( Hört Hzrtrufe bei denNat . - Abg.

Mühlberger :Das sind Sozialisten ! ) Esgeht auch nicht an ,die Strassen¬
bahnen mit sozialen . .Leistungen zu belasten ,die der Gemeinde
als solche obliegen . Da. ind. B .die Arbeitslosenfahrscheine .Mansollte
es nicht übersehen ,dass mit den Begünstigungen für Arbeitslose grosser
Unfug getrieben wird .Strassenbahner beschweren sich immer darüber ,dass
man sehr elegante Mädchen mit hübschem Pelzwerk und eleganten Seiden¬

strümpfen sehen kann ,die Arbeitslesengegünstigungen haben .Das sollte uns
zu denken geben .Es kommt vor ,dass Leute ,die solchen Missbrauch treiben
wollen ,sich eben wegen dieser Begünstigungen irgendwoe formal anstellen
lassen ,und dann auf allen Gebieten der öffert lichen Fürsorge zurLast
fallen .Vollkommenunberechtigt ist es aber ,dass mandiese Lastender
Strassenbahn buchhalterisch anlaste Dabei hält man den Strassenbahnern in
der gehässigsten Weise vor ,dass sie ohnehin grossartig gezahlt sind .
Dasist kein Standpunktfür eine proletarische Partei ,die denPrivatun¬
ternehmern ein Beispiel ge,een sollte .Der Redner bezeichnet sddanndie
Erhähung den Autobush .tarifs von 1o auf 15 G als verfehlt und un¬
zweckmässig ,da man damit die einzigen Fahrten ,die bisher gut gegangen
sind ,die 10 Groschenfahrten in der Inneren Stadt : . "1 wehr
wesentlich einschränken wird und das Umwechseln bein 153roschentarif auf
grosse Erschwerungen für dan Schaffner zur Folge haben wird .Manhat
den Eindruck ,dass Mehrheit und Stadtrat sich die Strassenbahn und die
Strassenbahner als eine Apt Sündenbock für die ganze stätische Miss¬

wirtschaft ausgesucht hat .Man erklärt ,mit . .den Gewerkschaften
über alle Personalmassnahmen gesprochen zu haben .Wir haben bis vor kurzen
von den näheren Details überhaupt nichts erfahren .Es ist ganz sonderbar ,
dass die Mehrheit nicht selbst das Bedürfnis fühlt ," " dieMinderheits¬
gewerkschaften zur Kontrolle heranzuziehen ,obwohl das in ihrem eigenen
Interesse gelegen wäre .Ein paar Pressekonferenzen ,dann rasch mit der
Sache in den Gemeinderat ,dann gehen Sje nach Hause ,und erklären ,Sie

haben die bestverwaltete Stadt Eurcpas .Sje werden noch Manches zu hören
bekommen ,wenn die Wirt schaft erst die Auswirkungen der Tariferhöhungen

spüren wird ,und Sie selbst werden die Erfahrung machen ,dass die Ein¬
nahmen infolge der Erhöhungen noch mehr zurückgehan werden .Durchdiese
Erhöhungen erbittern Sie die Bevölkerung ,die ohnehin durch das assen¬

elens genug erbittert ist ,noch mehr .Seien Sje überzeugt :Die Grenzpfähle
bei Passau und Salzbugg werden die langsame und vielleicht die etwas

raschere Liquidierung Ihrer Herrshhaft nicht aufhalten und wir werden

selbst die Kpaft haben ,vielleicht in kurzer Zeit das System zu Fall zu

bringen ( Lebh .Beifall b .. Nat . ) .
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In seinem Schlusswort erwidert Vizebürgermeister Emmerling
ausführlich auf die Bemerkungen der Redner der Minderheit .Vizebürger¬
meister Emmerling führt unter anderm aus ,dass es absolut nichts Neues

sei ,wenn eine Stadtverwaltung ein Defizit vorträgt .Unter christlich - ¬
sozialer Aera hat es viele Defizite gegeben und das in einer Zeit ,inder
die Entwicklung der Wirtschaft ruhig vor sich ging .Es haben Redner der
Minderheit uns den Vorwurf gemacht ,der neue Strassenbahntarif sei unsozi¬

al ;STR .Kunschak hat das Jahr 1924 mit dem Jahr Jahre 1932verglichen ,
um den Beweis des unsozialen Tarifes darzutun .STR .Kunschak hätte frü¬

here Jahre heranziehen müssen und da wäre er zu dem Schluss gekommen ,
dass andere Hundertsätze vorhanden sind .als die ,die er vorgebracht hat .

Währendfrüher die Kinderkarte 50 Prozent des Tagesfahrpreisesausmachte ,
macht sie jetzt nicht einmal ein Drittel aus .Nicht die chriehstlich
soziale Aera ,sondern wir haben den Tarif sozial gestaffelt .Wir habendie
Rückfahrkarte eingeführt ,die Wochenkarte und so weiter .DieArgumente ,t
die gegen die Intervalle bei der Strassenbahn vorgebracht wurden ,sindhicht
stichhältig .Um blos ein Experiment mit dem Zonentarif zu machen ,dazu

sind die Verhältnisse bei der Strassenbahn viel zuernst .
Der Redner kommt dann auf den Vorwurf von Minderheitsred¬

nern zurück ,dass eine Tariferhöhung eine Teuerungswelle auslöse .Vizebür¬

germeister Emmerlinggreift in seinen Ausführungenbis auf dieInflations¬
zeit zurück und erklärt ,die Verwaltung hätte damals die Pflicht gehabt ,
den Strassenbahntarif den damaligenVerhältnissen anzupassen,wie esjedes
private Unternehmengetan hat .Wirhabender Bevölkerung ,die unterder
Inflation schwer litt,kein neues Opfer zugemutet,wir habenden
Tarif bekassen ,wir haben damalsbeimBetrieb Strassenbahnenvon derSub¬
stanz gelebt .Die Rodner der Minderheit vergessen ,dass wir die Stadtbahn
elektrifiziert haben ,dass wir die Stadtbahn in das Netz der Strassenbahnen

eingezogen haben und niemandfür die Benützungder Stadtbahn eineneigenen
Tarif zu zahhenhat .Es ist selbstverständlich ,dass dieElektrifizierung
der Stadtbahn ,die heutevonWiennicht mehrwegzudenkenist ,dieStrassen-¬
bahnen belasten .Manhat uns vorgeworfen ,dass wir,als wir hier noch
Oppositionwaren ,gegendie Verteuerungdes Strassenbahntarifesaufgetreten
sind .Gewiss haben wir das getan ,denn Sie haben damals bei derStrassen - ¬
bahn Tarife erstellt ,die unbedingt einen Ueberschussergebenmussten ,
der an die Gemeindekasse abgeführt worden ist .Und Sie ,meine Herren
von der Minderheit ,haben sogar zu einer Zeit den Strassenbahntarif er¬
höht ,als die Strassenbahneneinen beduutendenUeberschussan dieGemeinde - ¬
kasse abführten .Es ist auch hier der Vorwurf gemacht worden ,dass die

Bilanzen der Unternehmungenfrisiert seien .Damit haben Sie demRechnungs- ¬
hof ein Misstrauen entgegengebracht ,der wörtlich erklärt ,dass bei allen
städtischen Unternehmungen die Buchhaltungen vorbildlich in Ordnung sind .

Vizebürgermeister Emmerlingerwidert nun auf die Bemerkungen
der Redner der nationalsozialistischen Partei ,wonach die Vertreter der
natienalsozialistischen Partei die ersten waren ,die den Antrag auf Auf¬

hebung der Freifahrt für die Gemeinderäte stellten ," pterHeiterkeit
der Mehrheitdes Hauses ,dass die nationalsozialistischen Gemeinderäte
sich zuerst ihre Freikarto geholt hatten und dann erst den Antrag auf Auf¬
hebung der Freikarte stellten .Bozüglich des Vorwurfes der Durchpeitschung
der Vorlage erklärt der Referent ,dass von einer Durchpeitschung dochin
diesem Falle absolut nicht gesprochen werden könne .Es wurde 4Wochen
hindurch verhandelt und wir waren bemüht,mit unseren eigenen Leuten ein
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Einvernehmenzu erzielen .Wirhabenkein Diktat gesetzt ,sondernlegen
imEinvernehmenmitdenzuständigenGewerkschaftenundunseremPersonal
demGemeinderatdie Vorlagenvor .Bezüglichdes AntragesKunschak ,der
einen Bericht über den Kraftwagenbetriebverlangt ,bemerktO
meister Emmerling ,dass darüber dem Finanzausschuss ein ausführlicher
Bericht erstattet werdenwird .( Beifall bei derSozialdamokraten. )

Die Vorlage wird unter heftigen Zwischenrufen der national¬
sozialistischen Fraktion angenommen ;Dor Antrag Kunschak wird der ge - ¬

schäftsordnungsmässigen Behandlung zugeführt ,der Antrag Pichler wird
abgelehnt .
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STR .Speiser führt ausDas bei der Strassenbahn zuerwarten¬

de Betriebsdefizit hat zur Folge ,dass die Auszahlung der Gehal te und Löhne

der Strassenbahnangestelltenin den nächsten Monatenin Fragegestellt
war .Da einerseits weitere Ersparungen im Sachaufwand unmöglichsind ,
andererseits durch die vom Gemeinderat soeben genehmigten Tarifmæssnahmen
das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben nicht hergestellt wird ,
muss die Direktion Ersparungen im Personalaufwand vorschlagen .

Die städtische Strassenbahn hat bisher jährlich eine Summe
von 4 Millionen Schilling aufwenden müssen ,um das Defizit der Pensons - ¬
kassa für die Strassenbahnpensionisten zu decken .Zur Entlastung der

Strassenbahn war eine Reformdieser Pensionskassa ,der auch alle anderen
Kollektivvertragsbedienstetender GomeindeunternehmungenundGemeinde -¬
betriebe angehören ,notwendig .Zu diesem Zweckwerdendie drei grossen
Unternehmungender Stadt ( Strassenbahn ,Elektrizitätswerk ,Gaswerk)
einen Betrag von je 700 . 000Schilling jährlich an die Pensionskassa zur

Verringerungder Altpensionistenlast einzahlen .Diese Einzahlungsoll
so lange geleistet werden ,bis sie die Hälfte der Altpensionistenlast er - ¬

reicht .Dann soll fortlaufend die halbe Altpensionistenlast von den frei

Unternehmungengetragen werden .Ein weiterer Betrag vonrund 1Million
Schilling imJahr soll dadurchaufgebrachtwerden ,dass dieBediensteten

äni Gehaltsvorrückungen und die Unternehmungen bei Höherreihungen die
Vorrückungsbeträge an die Kasse entrichten . Diebisherige

und künftigen fensionisten ,die bis jetzt schon Pensionsabzüge von 3Prozer

gehabt haben ,werden nunmehr weitere 5 Prozent für die Entlastung der
Pensionskassaleisten .JeneBediensteten,dieüberihrejetzige30bis
35 jährige Dienstzeit hinaus dienen ,werden durch einen Nachlass an den

Pensiensabzügenentschädigt ,DenPensionisten ,die Familienerhaltersind ,
und den Deppelwaiser .werden ,wenn ihre Bezüge 170 Schillig nicht über - ¬
steigen ,wie bisher auch weiterhin keine Abzüge gomacht .Einzelstchenden
Pensionsparteien wird der weitere Abzugven 5 Prozant erlassen ,wennihre
Bezüge 100 Schilling nicht übersteigen .

Durchalle dieseMassnahmenwirddie Strassenbahnstark
entlastet .Es war aber nunmehrnoch notwendig ,von den insgesamtrund
15 . 000Beamtenund Bediensteten der Strassenbahn ein Notopfer zuverlanger
durch das die Auszahlungder Gehalte für das Jahr 1933 gesichert werden
soll .Dieses Netopfer soll bis Ende1933 geleistet werden .Nachlangen
Verhandlungenist es gelungen ,sowohlmit den fo t :Bediensteten
als mit den Beamtenein Abkommenzu treffæn .NachdiesemwerdendieBe- ¬
diensteten einen 6 prozentige Abstrich an Bezügenundan einemTeilder
Zulagenauf sich nehmen .Die Bedienstetenwerdenferner in Zukunftzwei
Drittel der Einkemmensteuer ,die bisher der Betrieb für sie getragenhat ,
selbst bezahlen .Die Beamten haben einen grossen Teil der netwondigen
BezugseinschränkungdurchStreichungder VerwendungszulagenundHerab¬
setzungder Pauschalienauf sich genommenundergänzendennotwendigen
Betrag durch eine weitere 3 1/2 prozentige Lohnkürzung .Durch die voll - ¬
ständige Streichung der Verwendungszulagenund durch die starke Kürzung
der Pauschalien ,durch die kauptsächlich höher entlohnte Beamtebetroffen
werden ,ergibt sich bei den Abzügender Beamteneine starke soziale
Staffelung .Durchdie Bezugsherabsetzungwirdauchein Abbauder infolgede
FrequenzrückgangesüberzähliggewordenenBedienstetenundBeamtenvermieden
DafürkannsowohldenBedienstetenals denBeamtenein Teil derLohnabzüge
durchGewährungvonfreien Tagenvergütet werden .Durchdie Massnahmenwird
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also auch der soziale Gedanke der Kurzarbeit durchgeführt .
Die Lage der Strassenabhn macht auch eine Einschränkung der

bisher den Familienangehörigen der Strassenbahnangestellten und denAnge- ¬
stellten der Hcheitsverwaltung sowie den Beamten der städtischen Unter - ¬
nehmungengewährtem Fahrpreisbegünstigungen nötig .Die bisherige Fahr¬
begünstigung wird ven 50 Prozent auf 33 1/3 Prozent herabgesetzt .DieAn- ¬
gestellten der Hoheitsverwaltung und die Beamten der städtischen Unter - ¬

nehmungen haben von nun an eine sozial gestaffelte Ausfertigungsgebühr
bis zu 1o Schilling im Jahr zu entrichten .

Die von mir besppochenen Personalvorlagen bringen eine Ein¬

schränkung von Bezügen als Notopfer für einen durch die Wirtschaftskrise

schwer betroffenen Betrieb .Dass diese Bezugseinschränkungen imEinverneh - ¬
men mit dem Personal durchgeführt werden können ,ist besonders hervor¬
zuheben .Die Gemeindeverwaltung hat mich beauftragt ,den Bediensteten und
Angestellten für ihrf einsichtsvolle Haltung zu danken .

STR .Kunschak ( christl .soz . )bemerkt ,die Schaffungder
Pensionskasse und deren Führung bis zum heutigen Tage sei ein Verwaltungs - ¬
skandal ,wie man sich ihn schlimmer nicht denken könne .Die Strassenbahn¬

bediensteten hatten früher ein eigenes Pensionsinstitut ,dasmustergültig
geführt war und klaglos funktionierte .Die anderen städtischen Unterneh¬
mungen kamen selbst für die Pensionen ihrer Bediensteten auf .Erst die

sozialdemokratische Gemeindeverwaltznghatte den gloriosen Einfall ,das
PensionsinstitutderStrassenbahnerzuanfektieren ,mankönnteauchsagen,
wie ein Räuber an sich zu bringen .An Stelle des Pensionsinsitutes der
Strassenbahner wurde eine neue Pensionskasse gegründet ,in die auch alle

übrigen Bediensteten der städtischen Unternehmungen eingereiht wurden .

Dieses neue Institut war von Anfang an eine Missgebænt ,ein rachitisches
Kind ,und hat im Laufe der Zeit Schulden auf Schulden gehäaft ,sodass
seine Leiter längst schon wegen schuldbarer Krida hätten ins Kriminal
marschieren müssen .

e1 Als die Gemeinde das Institut übernahm ,
hätte sie anständiger Weisedie bestehendenPensionsansprüchedurchent - ¬
sprechende Prämienreserven decken müssen .Das hat sie aber nicht getan ,
sondern dem Pensionsinstitut als Aktivum nichts auf den Wegmitgegeben

als die durch die Inflation stark dezimiertenAktivbeständederstädtischen
Strassenbahnen ,vor allem ihren grossen Hausbesitz .Dass heute diese Häu¬
ser auch den Bediensteten der anderen städtischen Unternehmungengehören ,
bdeuteteineneffektivenRaubandenStrassenbahnbediensteten,diedamals
garnicht gefragt wurden .

Nachdemdie StrassenbahnenimJahre1903in denBetrieb
der Gemeinde Wien übernommen worden waren ,wurden wirderhelt neue Katego¬

rien in die Pensionsberechtigung einbezogen .Jedesmal hat aber dabei die
Gemeindedie versicherungstechnisch berechnete Prämienreserve ausihren
Mitteln der Pensionskassezur Verfügunggestellt .( Zustimmungbeiden
Ghristl .soz . )

Heutewird beantragt ,dass die Bedienstetenden Betrageiner
Jahresvorrückungan die Pensionskassezur Gänzoabzuliefernhaben .Dasist
eine schwereBelastung der Bediensteten und ich beantrage ,dass auchkünf¬
tig nur ein Drittel der Jahresverräckung ,wie es früher der Fall war ,der
Pensionskasse abzuliefern sein soll .

Die Haltung der Gemeindegegenüber der Pensionskasse unter
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der früheren Verwaltung zeigt sich auch in ihren Leistungen an sie .

Die Beiträge des Unternehmers betrugen 1908 1,055 . 000Kronen ,die der
Bediensteten nur 711 . 000Kronen .Im Jahre 1910 trugen die Mitglieder
969 . 000Kronen bei ,der Unternehmer 1,732 . 000Kronen ,im Jahre 1913
die Mitglieder 1,346 . 000Kronen ,der Unternehmer 2,094 . 000Kronen ,
ad im Jahre 1913 die Bediensteten 1,300 . 000Krenen ,das Unternehmen

1,800 . 000Kronen .Auch das Vermögen der Kasse ist damals ständig ge - ¬

stiegen ,so im Jahre 1908 von 11 auf 13 Millionen Kronen ,im Jahre 1913
um 1,800 . 000Kronen .Sie sehen also ,wie damals darauf geachtet wurde ,
dass die Fensionskasse keine Lasten übernimmt ,für die eine versicherungs - ¬

technische Deckung nicht vorhanden ist .In jedem einzelnen Falle - bei
Beförderungen ,Pensionsberechnungen ,Dienstzeiteinrechnungen ,Dienst - ¬

taxen und so weiter - wurde immer die versicherungstechnische Rückwir¬
kung auf die Pensionskasse errrechnet und der erforderliche Betrag teil¬
weise aus demUnternehmen ,teilweise aus den Mitteln der Gemeindebezahlt .

IchhabedieseVerhältnissegeschildert ,umzuzeigen ,wie
frivol das gute alte Pensionsinstitut der Strassenbahner- Xstrirtwurde
und wie leichtfertig man an seine Stelle ein neues Pensionsinstitut gesetzt
hat ,demmannichts anderes auf den Weggab als den Rat : Vogelfriss
oder stirb Nunist der Vogel im Sterben und die Bediensteten müssen
schwer bluten ,umihn notdürftig amLebenzu erhalten .in Wahrheitwärs
die Gemeinde Wien moralisch verpflichtet ,das ganze Defizit der Pensions¬

kasse glatt zu übernehmen .( Beifall bei den Cgristl .soz . )Sie wäre
verpflichtet ,alle Leistungen ,die sie unterlassen hat ,heute mitZinsen
und Zinseszinsen aus ihren eigenen Mitteln zu bestreiten .Sie habendie
städtischenUnternehmungenzumSchadender Bedienstetenbelastet undlegen
heute den Bediensteten diese unbegli chenen Rechnungen in der Formvon

NaAbzügen und Pensionskürzungen zur Honcrierung vor .Ganz von aller
Kürzungen bleiben die sogenannten Lepensgefährtinnen undDispensehegatinnen
owwohlgerade diese Kategoerie von Schmarozern aus der Pensionskassa eli¬
miniert werdenmüsste .Es ist empörend ,wennmanda oft sieht ,dasseine
Frau ,die einen Mann20 oder 125 Jahre von der Picke auf treu gedient
undihmdie Kindererzogenhat durch ein Weibsbild ,das ihr ausspekula¬
tiven Gründen den Mann wegnimmt ,aus der Knsion verdrängt wird unddann
elend zugrunde gehen muss . DieGemeindedürfte das nicht unterstützen
( LebhBeifall . d .Chr . ) .Er beantrage daher die Streichung des Punktes5
des § 11,der einer Frau ,die eine Ehe nach BehebungdesEhehindernisses
des Ehebandeseingegangenist ,die Pension sichert ,ebenso dieStreichung
des Punktes 6 dieses Paragraphen und des Punktes 8 ,wonacheine Ehe ,die
mit Nachsicht des Ehehindernis ses des Ehebandes geschlossen wurde, . .

. . "gilt wie eine andere Ehe .Was sich da die Gemeindearrogiert ,
ist beinahe eine Frechheit ( Lebh .Beifall . d .Chr . ) .Diese Bestimmungen

sind im Widerspruch mit der ganze Praxis unserer obersten Gerichtæ .
Der Reaner beantragt weiters die Streichung des Puhktes 3 des §17
wonach im Falle als mehzeze „ Witwen "einen Anspruch auf Aufertigung erheben
die Abfertigungnur einer gewährtwird .Nachder österr .Rechtssprechung
gibt es nicht mehrere Witwen ,weil wir die Vjelweiberei noch nichs ein¬

geführt haben ( Lebh .Beifall . . Chr . )In Konsaqaenz dieøer seiner Anträge
beantragt der Redner ähnliche Aenderungen auch in den § §26 und 31 . Wenn

man schon etwas tun will ,dann berpcksichtige man diejenigen Angehörigen
von städtischen Angestellten ,die diese städtischen An¬
gestellten oder ihre Verwandten treu gepflegt oder ihnen die Wirtschaft
unentgeltlich geführt haben .Da wurde einer Frau ,die über 10 Jahre ihre
Mutter gepflegt und dann 20 Jahre ihren Bruder die Wirtschaft geführt hath
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eineGnadenpensionvonsageundschreibe54SimMonatgegährt ,( Hört
Hörtbei denChr . )undfach langenBemühungengelanges die Pensionauf
56Schillingzuberhöhen( Lebh .HzrtHörtrufebei denChr. ) DieLebnsgefährti
bekommtdagegendie volle Witwenpension .Umzu verhindern ,dass inHin¬
kunft solche himmelschreinadenVergleiche angestellt werdenzwischeneinem
Angehörigen von Fleisch und Blut eines städtischen Angestellten und
- ich kann es nicht anders sagen - einerDirne . . . .( Lebh .Rufe bei den
Soz .dem .: Dasist dochunerhört !Dasist echt christlichsozial -Eßg.
Eisinger ;Dasist eine /bralheucheleisondersgleichen. -Zwischenrufe)
In denmeistenFallen trifft dieser Auddruckzu undich habegarkeine
Veranlassung ihn zurückzunehmen ( Zwischnrife ) .Der Redner beantragt in
§ 1 AbsatzL des PensionsstatutsdemWorte"Wirtschaftsführerin"in
Klammerbeizusetzen( Mutter,Schwester ) ,einegleicheAenderungimTitel
des § 14 vorzunehmenund in denselbenParagraphenfolgendenneuenAbsatz
9 einzufügen :„ DieWirtschaftsführerin( Mutter ,Schwester )erlangtden
Anspruchauf denVersorgungsgenuss ,wennsie mit demledigenoder
VerwittwetenVersichertendurchmindstens 3 Jahre vor dessenAglebenin
gemeinsgmemHaushaltgelebtundihmdie Wirtschaftunentgeltlichgefphrt
hat .ImübrerengeltendieBastimmungenüberdenAnsrprahderWitwe"MmasKeg )Semb ., dre SozialdemokratenwerfendenNationalsozialistenR .Scholz

mmervor ,dass sie ,wosie zur Herrschaft kommen ,die sozialenErrun¬
genschaften abbauen .In Wirtlichkeit tun das die Sozialdemokraten .
DasDefizit der Strassenbahnenkönntemanleicht hereinbringen,wennman
die ZahlungderZinsenderDollaranleiheeinstellenunddenausländischen
Kapitalisten nahelegenwürde ,da sie seit Jahren so schönverdienethaben ,zuzuwarten ,bis dieWirtschaftskrisevorbeiist . TrotzallerBe¬
streitungen der sozialdemokratischen Führer bleibt es richtig ,dass die

MehrheitsparteiendieGemeindeangestelltenaufdasNiveauderBundes-¬
angestellten herabdnückt .Die Pensionskassen waren einst blühendeInstüt
dass sie zusammengebrochensind ,ist die Schuld derSozialdemokraten ,
die die notwendigen Massnahmen nicht rechtzeitig getreffen haben .Das
Bitterste was demPersonal zugemutetwird ,ist dasStillehaltejahr .
Eine grosse Belastung der Bediensteten ist die weitere Verminderung des
Ruhegenusses . Manverschliesst der Jugend auf weitere 5 Jahre jede An¬
stellungsmöglichkeit .Man trifft auch die Kollektivverträgler ,wo mansie

findet . Aannennt das alles Krisenmassnahmen ,wir nennenes sozialenWahn¬
sinn . Wirglauben Ihnen nicht ,dass alle diese Massnahmenprovisorisch
sind ,was den Angestellten einmal weggenommen wird ,wird ihnen nicht
mehrzurückgegeben .Manmögedoch einmal den hohenund höchstenGehalts¬
empfänger in der Gemeinde ,die bis zu 3000 S und noch mehr verdienen .

nahelegen ,auf einen Teil ihrer Bezüge zugunsten der Schlechtgestell¬

ten zuverzichten .
Der Redner beantragt ,dass die untersten Gehälter undLöhne

Bediensteten der Gemeinde auf 200 Schilling meentlichder
ergänzt werden sollen .Die hiefür erforderlichen Beträge sollen ,wenig¬
stens für die Krisenzeit bis 31 .Dezember 1933 ,von den höchsten Gehälte
hereingebracht werden .Die bisher durchgeführten Rationalisierungsmas¬

nahmen sollen ,soweit sie eine Persenalverminderung zur Folge haben ,wider
rufen werden ,um dadurch der heranwachsenden Jugend Anstellungsmöglich¬
keiten zu geben .Die Doppel -und Mehrverdiener innerhalb der Gemeinde
Wiensollen erfasst und deren Gesamteinkommen mit 1200Schilli
im Monat bemessen werden .( Beifallbei den Nat .soz . )
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GR .Stöger ( chr .soz . )erklärt ,dass auch diese Vorlage,wie
alle übrigen nichtzum Ziele führen werde Die Staffelung derTariferhöhur
Zaigt die unsazialeHaltung der Gemeinde ,die mit dem nauen - TarifdieAerm- ¬
etendie Spararunddie kinderreichsten Familienrifft . ZurStützungder

BensinnskassewerdenvomPersonal l MillionenSchillingherausgepresst .
Wirkönnennicht denOptimismusaufbringen ,dassdie Belastungnachdem931 .Dezamber1933 ausgehobenvoc gemildert wird .Die Vorlagezaigt .
demPersonal den Unterschied zwischen sozialdemokrattscher Theorieund
sozialdemokrattscherPraxis .DasEcho ,das die VorlagebeimPersonalge- ¬
fundenhat ,zeigt ,dass das Personal zu denkenbeginnt und nunmehrden
UnterschiedzwischengressmäuligenVersprechungenundreellen Datener¬
kennt .Die Vorlagebietet ein trostloses Bild .SolangeSie Millionenvon

DSchillingfür parteipolitischeFürsorge ,für dieSozilisierung Grund
undBodenausgeben ,solangeSie denGewerbetreibbndensozusagendasWeisse
aus denAugenherausreissen ,solangedürfenSie demHauskeine solcheVor¬
lage-unterbreiten.DurchdieseVorlagewirddasFersonalin Elendund
Nctgestossen ,wirdder Kreisder Wirtschafteingeengt ,wirddieKaufkraft
derbreitenMassenwiederherabgesetzt .Wirmüssendeshalbdieseunsoziale
und unzeitgemässeVorlageablehnen .( Beifall bei den Christl .soz . )

GR .Griessler ( nat .soz . )weist darauf hin ,dassdie
Sezialdemokratenfrüher ,wenneine kapitalistische VerwaltungderStadt
Wiendie Strassenbahnfahrpreisein einer Zeit ständigwachsenderNoter - ¬
höhthätte ,Demonstrationen,VersammlungenundStreiksinszenierthätten .
Heute aber ,wosie selbst die Unternehmersind ,erhöhen sie dieTarife
undbauendie Gehälterder Angestelltenab .HeutesinddieSozialdemokra-¬
tendieVertreterdesKapitalismusundwirvertretendieArbeiter .(Beifal
bei den Nat .soz .- Lachenbei den Soz ,dem . )Warumschaffen Sie nichtdi
DDoppelverdienerab ?Tnden Reihender Mehrheitsitzen ebennichtblos
Deppekverdiener ,sondernAcht - ,Zehn -undZwaazigfachverdiener .(Beifal
beiøidenNat .soz .- Lachenbei denSoz .dem .- Wenschák: "HabenSiedem
Rosenbaumschondie Fakturenbezahlt ? “ )Wirwerdensehen ,ob Sieunserem
AntragScholzwegenderDoppelverdienerzustimmenwerden.Siesindjaheute
nurmehrdie InteressenvertreterdesjüdischenKapitalismus.( Lachenbei
denSoz .dem . )Sie lachenheutenoch ,vielleicht auchnochin einemMonat
aberdie Zeit wirdschonkommen,woSie nicht gmehrlachenwerden !BeimVer
kehrsstreikin Berlinsind die Sozialdemokratenals Streikbrecheraufgetre-¬
ten .( Lachenbei den Soz .dem .- GR .Weigl :„ DavonsprechenSie nichts !)
Sie habendie Strassenbahnergarnicht gefragt,ob sie mit der Kürzungihrer
Gehältereinverstandensind ,sondern- haltensie miteisernemTerrornieder .
WennSieglaubenydassSieIhreMählerbeidenTariferhöhungenhintersich
haben ,dannlösenSiedenGemeinderatauf ( LebhafterBeifallbei denNat. se

GR .Prinke ( christl .soz . )verweist darauf ,dass dieSozial¬
demekratendurchOpferder Bedienstetendas GleichgewichtimHaushaltder .
Strassenbahnenherstellen wollen .Eie Angestelltenhabenaberbisherschon
Opfergenuggebracht .Bei allen Massnahmender Mehrheitzeigt sichUhr
sozialistisches Solidaritätsgefühl : Mitder Peitsche des Hungersundmitder
Drohungdes Abbaueswerdendie ArbeiterundAngestelltenzu neuenOpfernge- ¬
zwungen.WarumsindSiemitdiesenMassnahmennichtvordemPersonalver-¬

tretungswahlen gekommen?
%
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Ihr Systemunterscheidetsich in nichtsvondemSydtemdesKapitalismus.
AuchSie beuten die Arbeitskraft bis zur letzten Konsequenzbaus.
Vonden13 MillionenNeueinnammen,die zur Deckungdes Défizitsverwendet
werden sollen ,tragen die Agestellten allein eine Last von rund 10

Millionen .DerRednerkritisiert sodanndie AenderungendesPensions-¬
statuts ,besprichteingehenddie GründedesEntstehenddesDefizitsbei
den Strassenbahnenund wendetsich gegen die Auffassungdea GR .Riehl ,
dass mit den Arbeitslosenfahrscheinen Missbrauch getrieben werde ,dadie
bezüglichen Vorschriften ausserordentlich streng gehandhabt werden .Er
errechnet sodann die Belastung des Strassenbahnbetriebes durchdie
Arbeitslosenfahrscheine mit 6 Millionen im Jahr ,die Belastung durch
die Fahrpreisermässigungen für die Städtischen Angestellten mitebenfalls
6 Millionen .Das ist zusammenein Betrag in der Hghedes Defizits der
Strassenbahn .Es gibt ferner bei den Strassenbahnen nicht weniger
als 56 freigestellte Vertrauenspersonen ,Für diese Leute werden200 . 000
Schilling hinausgeworfen .Für die amerikanischen Buchhaltungsmaschinen
werden jährlich 36 . 000Schilling aufgewendet und die Adaptierung in der
Direktion in der Favoritenstrasse soll 800 . 000Schilling kosten .Unter
solchen Umständen verlangen Sie vom Pers : nalOpfer .Sie sind einst mit
der Parole ausgezogen ,demArbeiter ein besseres Heimzu sichern ,Sie
kehren nun zurück als Räuber der schwer verdienten Rechte der Arbeiter¬
schaft .Es wird die Zeit kommen ,in der sich die BevölkerungvonWien
gegen Sie erheben und Sie von Ihrem Platz wegfegen wird .( Beifall bei den
Chiristl .soz .) .

GR .Mühlberger( nat .soz . )bemerkt ,der heutige Tag sei ein
schwarzer Tag für die jüdisch - marxistischeBonzckratie .Als vor 14Jahren
die Soldaten vom Feld heimkehrten ,versprachen Sie ihnen Arbeit undBrot .

Aberalle Ihre Versprechungenwarenein " Schmäh" .Speiser undEmmerling
haben keine Ahnungvon der Not der arbeitenden Menschen ;sie sindfeiste
Bonzenmit RiesengehälternundLuxusautos .Bei der Strassenbahnwirdnichts
repariert ,weilSie demdeutschenArbeiterkeineArbeitgebenwollen.
DieHerrenEmmerling,SeitzundSpeiserwärenbestimmtaufderBühne
oines Kasperletheaters ko lossale Grössen geworden ,aber in der Gemeinde

Wien haben sie sich als vollkommenunfähig erwiesen .Ihr Kampfgeht nur
umdie eigenen Diäten .Ihre soztalistischen Taten bestehen darin ,dass
Sie 600Schneeschaufler ,die seit 1 Uhrfrüh auf Beschäftigungwarten,
amAbendwegschicken .Wirwerdenaber mit Ihnen schon abrechnen .( Beifall
bei den Nat .soz .- Lachen bei den Soz .dem . )

Referent STR .Speiser beschäftigt sich in seinemSchlusswortmitden
Ausführungen des STR .Kunschaküber das alte Pensionsinstitut derStrassen¬
bahner und verweistdarauf ,dass die finanzddllen GrundlagendesInstitutes
imJahre 1920infolge der Geldentwertungvellständig erschüttertwaren,

was weder der heutigen noch der früheren Gemeindeverwaltung zumVorwurf
gmmachtwerdnnkönne .Die Entwertungwar einfach eine Folge desKrieges
und der Inflation .Der Referent betont ,dass die drei grossenstädtischen
UnternehmungeneinengressenTeil der Altpensionistenlastenauf sichnehmen.
Dassdie GebarungdesPensionsinstitutes -kriminellgewesenwäre,seieine
lächerliche Behauptung .Es handlesich hier umeinFondsvermögen,hinder .
domdie Haftung der GemeindeWienstehe .

Wennsich STR .Kunschakmit der Frage befasst habe ,obder
Lebensgefährtin des Verstorbenen ein Pensionslezug gewährt werdensoll,so
sei festzustellen ,dass nur dann ,wenneine RechtmässigeWitwenichtvor¬
handenist ,in berücksichtigungswertenFällenderLebengefährtineineausser-¬
erdentliche Zuwendunggegegebenwerdenkann .DieseBestimmungist alsonurfakultätiv .
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STR .Speiser schlägt vor ,die Anträge KunschakwegenBerück¬
sichtigung naher Angehöriger eines verstorbenen städtischen Angestellten

abzulehnen ,behält sich jedoch eine Besprechung mit den Vertretern der
Pensionskasse über diese Anträge vor .

Dem Antrag Scholz bezüglich der Mindest - undHöxhstbe - ¬
zügler kann nicht beigepflichtet werden ,weil es mit Ausnahme der jüngsten
Angestellten unter 22 Jahren keinen Angestellten gibt,der nicht einen
Mindestbezug von 200 S hätte .Bei der Gemeinde gibt es Höchstbezügler mit
den von ER .Scholz angeführten Bezüge nicht ,ausgenommen einen einzigen

hervorragend verdienzen und ausserordentlichen fähigen Direktor ,auf
dessen Mitarbeit wir heute noch sehr grossen Wert legen .Die vomGR .

Scholz mit so grossem Vergnügen genannten Stadträte haben freiwillig
zu einer Zeit auf 20 Prozent ihrer Bezüge verzichtet,als den übrigen An¬

gestellten die Bezüge nur um 6 Prozent gekürzt worden sind .Eine Ratioha - ¬

ldsierung gibt es bei der Stadt Wiennicht .Die natürliche Entwicklung ,
die einen Rükkgangder Betriebe mit sich bringt ,können wir leider nicht
aufhakten .Das Doppelverdienerwesen kann von der Gemeinde allein nicht
gelsät werden .Die Verabschiedung einer Deppelverdienervorlage in Formeines
Bundesgesetzes wird gerade ven den Sozialdemekraten ameindringslichsten
betrieben .Die Gemeinderäte Griessler und Prinke haben die Rathaus - ¬

verwaltung als eine Art kapitalistischen Blutsauger hingestellt .Sehr vieb
auch heute noch

Angestellte auch der öffentlichen Körperschaften würden/sehr gerne bei
diesm Blutsauger angestellt " ( Lebh .Beifall bei dn Soz .dem . ) .
Unsere Angestellten haben zumB .auch heute noch im Durchschnitt gegen¬
über den ähnlich gestellten Bundesbahnangestellten einen Vorsprungvon
1o0 S im Menat .Dass die Gemeinde sich soziale Leistungen von den Stras - ¬

senbahnen nicht bezahlen lassen soll ,ist bis zu einem gewissen Grade be - ¬
rechtigt ,Garum hat sich die Gemeinde entschlossen ,für diese Zweckeneben
dem Anerkennungsbetrag von 50 . 000S noch im Laufe des heurigen Budgete
jahres einen erheblichen Beitrag zuzuschiessen .Aber gar sounberechtigt
wäre es nicht ,wenndie Strassenbahn gewisse Leis tungen für die Gemeinde

Kan
übernehmen würde .Die Strassenbah :um B .im Jahre 1913 an die Gemeinde
in heutigem Geld rund 4 Millionen abgeführt und hat einen Strompreis in

heutigem Geld von 21 Groschen bezahlt gegenüber 7 Groschen ,der heute ein¬

schliesslich der Warenumsatzsteuer bezahlt wird . Darinund in der Tatsache ,
dass die früher üblichen Zahlungender Strassenbahnan die Gemeindeheute
nicht stattfinden liegt ein viel grösserer Ausgleich als in der Bean - ¬
spruchung durch sozdale Leistungen .GR .Prinke nat davon gesprochen ,dass die
Uebersiedlung in der Favoritenstrasse 800 . 000Schilling gekostet habensoll ;
richtig ist ,dass sie blos 15 . 000Schilling gekostet hat unddieserBetrag
innerhalb eines Jahres durch Zinsersparungen eingebracht wird .Manspricht
ja immervomRaubvonRechten ;wahrist gerade das Gegenteil .Wirhabenden
Angestellten die Abkürzungder Definitivzeit von 10 auf 5 Jahre gegeben ,
die 30 jährige Dienstzeit ,Bezahlung der Ueberstunden mit 50Prozent ,
statt früher der Normalstunde ,starke Valorisierung der Gehälter der Klein - ¬
angestellten ,den Urlaub bis zu 4 Wochenund so weiter .DieGemeindsver- ¬
waltunghat sich auch mit Aufopferungihrer politischen Interessengegen
jede unnützeAnstellunggestellt .Heutewirdunsvorgworfen ,dasswirzu -
viel Fersonal angestellt haben .Seit 1922 ist die Frequenz vo .

Millionen auf 158 ,auf 567 ,auf 601 ,auf 615 und auf 638Millionen
Fahrgästo gestiegen .Die Zunahme der Frequenz bedeutet natürlich
Arbeit auf den Wagen .Dannfällt die Frequenzundes wurdenkeineAnstol-¬
lungen mehrdurchgeführt ,bis zur Zeit der EinführungdesAutobusses .
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Wien ,am

Im Jahre 1925 hat ein christlichesozialer Gemeinderat kritisiert ,dass

bei einer Frequenzzunahme um 100 Millionen Fahrgäste blos 364 Angestellte

aufgenommen worden sind ,und hat gefordert ,dass mit diesem System gebrocher

werdenmüsse .Im Jahre 1927hat der gleiche Dachmannerklärt ,wenndie
Kollegen ihre Mehrdienstleistung einstellen würden ,könnte Personal ange - ¬
stellt werden .Undim Jahre 1928 wurdeKritisiert ,dass bei einer Fre - ¬
quenzzunahme um 119 Millionen Fahrgäste blos 92 Anstellungen erfolgten .
Es wurdeuns vorgworfen ,dass dieses Sparenim Personal echtkapitalisti¬
sshes Prinzip ist .Und heute erklärt Herr GR ,Prinke ,wir sind von par¬

teipolitischer Suchtbesessen .
Es ist uns gewissnich leicht ,hier schonzumzweitenMale

Abbaumassnahmenvorzuschlagentaber die Angestelltenschafthat sichin
eingehenden Verhandlungen überzeugt ,dass ein anderer Wegnicht möglich
ist .Dasstrotz aller Schwierigkeitenschliesslich ein Einvernehmenmit
demFersonadhergestellt werdenkonnte ,ist ein neuer Beweisfür dasVer- ¬
ständnis undVertrauen ,das die VerwaltungbeimPefsonal gefundenhat .
WirwerdendasGefühlderSolidarität ,dassichdarinkundgibt,erwidern.
Mögebald die Zeit kommen ,in der die Wirtschaftskrise ,die überalle
arbeitenden Menschenohne ihre Schuld hereingebrchen ist ,sichmildert
und die Angestellten für ihre tüchtige und pflichteifrige Arbeitwieder
ihre vollenBezügeerhalten .( LebhafterBeifallbei denSoz .dem. )

Bei der Abstimmungwerden die Anträge Kursschck der geschäfts - ¬
erdnungsmässigen Behandlung überwiesen ,die Referentenanträge angenommen,
die Resolutiensanträge Scholzabgelehnt .

Der Antrag in den Arbeitsvertrag für die ständigen Arbeiter
der städtischen Elektrizitätswerke undder städtischen GaswerkedieBestim¬
mung einzufügen ,dass die Arbeiter nach einem fünfjährigen ständigen Ar - ¬

beitsverhältnis im Dienst der Gemeinde das Definitivum erhalten ,wennsie
die in der Arbeitsordnung vorgeschriebenen Bedingungen erfüllen ,wird nash

demReferate des St . R .Speiser und nach demGR .Pichler dagegenprotestiert
hatte,dass einem ähnlichen von ihm gestellten Antrag seinerzeit vonder
Mehrheit nicht zugestimmt worden sei ,angenommen .

Die Verhandlungen werden abgebrochen und es gelangendie
eingebrachten Dirnglichkeitsanträge zur Verhandlung .In Angelegenheit
der Abfuhr des Hauskehrrichtes bei der Direktion der städtischen Elektri¬
zitätswerke hat GR .Stöger einen Antrag eingebracht ,der unverzüglich in
dieser Angelegenheit Erhebungen verlangt .NachdemVizebürgermeister Emmer¬
ling festgestellt hatte ,dass die Angabenund Tatsachen nicht entsprechen ,
wird dem Antrag die Dringlichkeit nicht zuerkannt .In Angelegenheit der
Schneesäuberungsarbeiten haben die GR .Gratzenberger und Mühlbergereinen
Bringlichkeitsantrag eingebracht ,der sich mit denSchneesäuberungsarbeiten
beschäftigt und eine Erhöhung der Ehtlohnung der Schneearbeiter um50

Prozent fordert .STR .Richter stellt fest ,dass die Gemeinde Wienim
hemrigen Winter für die Schneesäuberungsarbeiten undGlatteisbekämpfung
bisher nicht weniger als 1,032 . 000Schilling aufgewendet hat .Erspricht
sich gegen die Dringlichkeit des Antrages aus ,die auch von der Mehrheit
abgelehnt wird .
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Ein weltorer bringlichkeitsantrag der dR .Gratsenbengen

und Scholz wendet sich gegen die Vergebung der Bestellungvon Bullmannkappen
für Pfleglinge der GemeindeWienan tschechische Firmen und fordert die
Unterlassung jeder weiteren Gemeindebestellung im Ausland .Nachden
St . . Linder erklärt hatte ,dass keine österreichische Fabrik Bullmann - ¬

kappen erzeuge,und dass im übrigen das Wirtschaftsamt nur heimische In¬

dustriene beschäftige ,wird die Dringlichkeitabgelehnt .
Ein Dringlichkeitsantrag der GR. Gratzenberger undPeschol

beschäftigt sich mit dem Verkauf von Altmaterial aus den Beständen der
" Societas " ,die aus einer von der Aktion Winterhilfe veranstaltseten Samm¬

lung stammenan einen jüdischen Winkelhändlerim XX .Bezirk ,verlangtAuf- ¬
klärung darüber ,Einberufung des Winterhilfel : :toriums und Einstellung der
Beteilung aus der Winterhilfe an die Societas und andere rote Vereine .
St . R .Tandler weist darauf hin ,dass ungefähr Ho Proment des der Societas
von der Vinterhilfe übergebenen Materials unbrauchbar war und daher verkauft
werden musste .Den Erlös von 163 Schilling hat die Societas der Winter - ¬

hilfe übergeben .Die Beteilung aus der Winterhilfe erfolge anVerbände
aller Parteien ,woran sich nichts ändern wird .Im übrigen ist es eine Un¬
dankbarkeit ,die Winterhilfe so herabzusetzen ,wie es durch denAntrag
geschieht .Die Dringlichkeit wirdabgelehnt .

Ein Dringlichkeitsantragder GR .HölzlundGriesslerbeschäf-¬
tigt sich mit dem Studentenheim der " Wirtschaftshilfe der Arbeiterstudenter
das in einem der Gemeinde Wien gehrörigen Haus untergebracht ist .Per Antra
verlangt unter anderem ,dass in GemeindehäusernStudentenheimeeingerichtet
werden sellen ,die für mittelose Studenten deutscher Volkszugehörigkeit bestin

sein sollen .Der Antragsteller begründet kurz die Pringlichkeit ,worauf
diese ven der Mehrheit abgelehnt wird .

Die GRt .Pichler und Gratzenberger verlangen in einem
Pringlichkeitsantrag eine Heldenehrung durch die Gemeinde Wien ;Auch diesem
Antrag wird die Iringlichkeit nicht zuerkannt .

Schluss der Sitzung OUhr1o .
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